
Der Bürgermeister teilte mit, dass die Stadt ein Schreiben der Deutschen Umwelthilfe
zur Einführung einer Verbrauchssteuer auf Takeaway-Verpackungen erreicht habe. Der
Verwaltungsvorstand habe sich hiermit befasst, es wird ein Antwortschreiben an die
Deutsche Umwelthilfe verschickt, aus dem hervorginge, dass die Stadt sich die
Einführung aus der Perspektive des Umweltschutzes grundsätzlich vorstellen könne.
Offene Fragen müssten jedoch noch geklärt werden. Der Bürgermeister führte weiter
aus, dass der Städte- und Gemeindebund von der Einführung einer Steuer abriete da
absehbar sei, dass das Bundesverfassungsgericht angerufen werde. Aus Sicht der
Verwaltung werde die weitere Entwicklung beobachtet.


